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1. Die Wahlen vom 28. Mai 2006 im Über-
blick: 
„Die politische Geschichte Kolumbiens zer-
brach“, kommentierte die größte Tageszei-
tung des Landes ein Wahlergebnis der Super-
lative: mit 62,2% für Álvaro Uribe (2002: 
53%) das beste Ergebnis eines Kandidaten, die 
erste direkte Wiederwahl eines Präsidenten, 
zudem mit 22,04% der höchste Stimmenanteil 
eines Vertreters der Linken (Carlos Gaviria vom 
Polo Democrático Alternativo) in der Geschich-
te des Landes. Und mit 11,83% die schwerste 
Niederlage eines Kandidaten der traditionellen 
Mehrheitspartei der Liberalen, Horacio Serpa. 
Die Wahlergebnisse wurden noch nie so rasch 
ermittelt und den Urnengang begleiteten we-
niger Terrorakte seitens Guerilla oder Paramili-
tärs als in den letzten 20 Jahren. Die Wahlent-

haltung allerdings entsprach mit fast 55% 
kolumbianischen Durchschnittswerten. 
 
 
2. Präsident Álvaro Uribe: Rezepte eines 
Erfolges 
Präsident Uribe (53 Jahre, Rechtsanwalt, Post-
graduiertenkurse in Harvard und Oxford), aus 
der liberalen Partei kommend, ist in Herkunft 
und Überzeugungen ein konservativer Mann. 
Vor seinem Aufstieg in der nationalen Politik 
war er Gouverneur des Departements Antio-
quia, gerne als „Preußen Kolumbiens“ be-
zeichnet. Für Kenner ist sein Politikansatz nicht 
von einem visionären politischen „Projekt“ 
geleitet, vielmehr eine besondere Ausprägung 
problemlösungsorientierten, unternehmeri-
schen  Pragmatismus.  



Kritik an seinen Caudillozügen, handfeste 
Skandale nur Monate und Wochen vor den 
Wahlen (massives Infiltrieren paramilitärischer 
Interessenträger in den Geheimdienst, Unter-
suchungen gegen einen engen Mitarbeiter des 
Präsidenten und früheren Geheimdienstchef 
wegen Wahlfälschungen im Jahre 2002), 
Zweifel an der Nachhaltigkeit des Demobilisie-
rungsprozesses der Paramilitärs (AUC), Kritik 
am verhandelten Freihandelsabkommen mit 
den USA (TLC) oder Uribes wahltaktische Wei-
gerung, an einer Debatte mit seinen Konkur-
renten teilzunehmen, konnten die absolute 
Mehrheit seiner Wiederwahl nie gefährden. In 
Anspielung an Ronald Reagan und  Bill Clinton 
sprachen Pressekommentare vom Tefloneffekt 
des Präsidenten. 
 
Die Beschichtung mag dreifach sein: 
Seine Politik der „Demokratischen Sicher-
heit/Seguridad Democrática“ mit einer Ver-
breiterung staatlicher Präsenz in früher verges-
senen Landesteilen zeigte Erfolge, ohne aller-
dings den zu Beginn verkündeten militärischen 
Sieg gegenüber der FARC. Die Bekämpfung 
der Guerilla FARC einerseits und der Demobili-
sierungsprozess von ca. 31.000 Paramilitärs 
andererseits ließen die Bürger höhere Sicher-
heit fühlen – zumindest in den für wichtig 
gehaltenen Teilen des Landes. 
 
Ein zweiter Grund der Sympathien gründet in 
Uribes – geschickt vermarkteter – Persönlich-
keit: „innerweltliche Askese“, Disziplin, Obrig-
keitsbewusstsein, klare, eingängige Rhetorik, 
sein Stil des leicht provinziellen, verantwor-
tungsbewussten „pater familiae“, der Generä-
le, Oberste und Abteilungsleiter - auch unter 
Vernachlässigung von Hierarchiewegen - an 
der Kandare hält, sein auf die Menschen Zu-
gehen, ließen ihn regierungsfähiger und 
glaubwürdiger als seine politischen Gegner 
erscheinen.  
Zudem – die dritte Ursache seines Tefloneffek-
tes – gelang es Uribe, ähnlich seinem geografi-
schen Nachbarn und ideologischem Widersa-
cher in Venezuela, Hugo Chávez, im öffentli-
chen Bewusstsein als wichtigster Verteidiger 
der Bürger gegenüber seiner eigenen Regie-
rung zu erscheinen. 
Die Botschaft wirkte glaubhaft: Nicht wegen 
des Präsidenten, sondern trotz seiner Sorgen 
und Anstrengungen haben staatliche Stellen 
nicht so funktioniert wie versprochen.  
 
 
 

3. Veränderungen der Tektonik des politi-
schen Systems  
Die Parlamentswahlen vom 12. März hatten 
Präsident Uribe vorab komfortable Mehrheiten 
in Senat (61 von 102 Sitzen) und Kongress (93 
von 166) gesichert. Allerdings Mehrheiten 
einer 5- bis 6- Parteienkoalition, deren Mit-
glieder geführt und mit Posten „bedient“ 
werden wollen. Zum Erdrutschsieg des Uribe-
Lagers trug der Fahnenwechsel aller konserva-
tiven und großer Teile der liberalen „Wahlba-
rone“ bei. 
 
Die 150 Jahre herrschenden, traditionellen 
Regierungsparteien, Liberale und Konservative, 
sind erheblich geschwächt: Die Konservativen 
als Uribe-Partei (Senat: 18, Kongress: 21 Sitze) 
in ihrem Eigenprofil fast unsichtbar, die Libera-
len vor der Frage, eine vorsichtige Annäherung 
an den Ex-Parteifreund Uribe oder aber ein 
klares Oppositionsprofil als Mitte-Linkskraft 
wählen zu sollen. Diese Struktur eröffnet, 
gewissermaßen als unbeabsichtigte Nebenfol-
ge der Uribe-Dominanz, verbunden mit der 
seit 2003 gesetzlich festgeschriebenen Einfüh-
rung von Fraktionen und damit Fraktions-
zwang und der wegen Sperrklauseln erheblich 
geringeren Anzahl von im Parlament vertrete-
nen Parteien, die Chance einer seit Jahren 
geforderten Parlamentsmodernisierung mit 
Regierungs- und Oppositionslager. Letzteres 
bestehend aus Liberaler Partei (Senat: 17, 
Kongress: 36 Sitze) und Polo Democratico 
Alternativo (Senat: 11, Kongress: 9 Sitze) und 
eventuell später - je nach Fortüne des Präsi-
denten - auch mit anderen aus dem Uribe-
Lager. Nach den kolumbianischen Regeln ist 
eine Kandidatur für die Präsidentschaft unver-
einbar mit einem Parlamentssitz. Die derzeitige 
Stärke des Polo-Kandidaten wird sich daher 
außerhalb des Parlaments entfalten müssen. 
Zwei Optionen für die Zukunft sind denkbar: 
Sollte sich die derzeitige Uribe-Koalition als 
Ganzes oder in Teilen als Mitte-Rechts-Kraft 
integrieren und die liberale Partei in ihrer Krise 
verharren, würde ein neues Kapitel in der ko-
lumbianischen Parteiengeschichte mit der 
Uribe-Koalition und dem Polo als Regierungs- 
und Oppositionslager beginnen. Eine zweite 
Option könnte sich aus dem durch die Uribe-
Dominanz erzwungenen Rückzug langjähriger, 
politischer Schwergewichte in beiden traditio-
nellen Volksparteien ergeben. Dieser gibt 
Raum für den Aufstieg profilierter, von kliente-
listischen Sünden der Vergangenheit weniger 
belasteter neuer Führungsfiguren. Sollte es 
sich bei den uribistischen Parteien um kon-
junkturelle Erscheinungen handeln, könnte es 
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so mittelfristig zur erneuten, allerdings refor-
mierten Konsolidierung der traditionellen Par-
teien mit stärkerer Programmorientierung 
kommen. Dann allerdings in Konkurrenz zum 
linken Polo. Wenn es diesem gelingt, seine 
radikalen vs. moderaten Flügel in demokrati-
scher und pragmatischer Politik zusammen zu 
halten, bestünde in vier Jahren zum ersten Mal 
die Chance für eine linke Regierung im Lande 
und auch eine starke Botschaft für eine Rein-
tegration der politischen Teile der Guerilla. 
 
 
4. Regierungsjahre 2002 – 2006: nicht nur 
Erfolge 
Nach der sozialpsychologischen Depression der 
vorangegangenen Samper- und Pastrana-Jahre 
(1994-2002) und der schärfsten Wirtschafts-
krise seit 80 Jahren von 1999 war Uribes größ-
ter Erfolg die Rückkehr des Optimismus der 
Bevölkerung, besonders in den bevorzugten 
Regionen des Landes. Anders jedoch in wei-
terhin verlassenen, unter Einfluss von Guerilla, 
Paramilitärs oder korrupten politischen und 
ökonomischen Eliten leidenden Departemen-
ten.  
Nicht nur von Auβen induziert, über Retrans-
fers und Waschaktionen illegaler Gelder be-
feuert, sprang das Wirtschaftswachstum an. 
Dies hatte Folgen für die Sozialstatistiken. 
Optimismus und das Gefühl wieder regiert zu 
werden, ließen individuelle Perzeptionen und 
Gefühle wiedergewonnener Sicherheit und 
wirtschaftliche Aufschwungs reale Verbesse-
rungen während der ersten Amtszeit Uribes 
überflügeln. 
 
Wirtschafts- und Sozialentwicklung 
Nach der heftigen Rezension um die Jahrtau-
sendwende verlief die wirtschafts- und sozial-
politische Entwicklung Kolumbiens unter der 
Präsidentschaft Uribes im nationalen Rahmen 
zwar gut, im lateinamerikanischen Vergleich 
war sie jedoch nur durchschnittlich. Das Brut-
toinlandsprodukt stieg laut Regierungsanga-
ben von 2,3% (2002) auf 5,3% (2005), Expor-
te wuchsen und auch die Investitionsrate ließ 
sich von 15% des BIP (2002) auf 21,8 % 
(2005) steigern. Die Inflationsrate fiel von 6,99 
% bis 2005 auf 4,85%. Die öffentlichen Aus-
landsschulden sanken von 24,8% des BIP 
(2003) auf 16,7% (2005). 
 
Diese relativ guten Ergebnisse der kolumbiani-
schen Wirtschaft sind jedoch aus der Sicht von 
Kritikern weniger einer erfolgreichen Wirt-
schaftspolitik der Regierung Uribe als den 

positiven internationalen Rahmenbedingungen 
plus steigenden Rohstoffpreisen zuzuordnen. 
Die Arbeitslosenrate  sank, auch wegen der 
Wachstumsraten, von 15,3% (2002) auf 
11,5% (2005). Die Anzahl der Armen redu-
zierte sich von 57,0% auf 49,2%. Dazu trugen 
die Zunahme des Pro-Kopf-Einkommens um 
14% und die Verringerung der Ungleichheit 
der Einkommensverteilung bei. Der GINI-
Koeffizient verbesserte sich in der gleichen 
Periode um zwei Punkte auf 0,55 (2005). Die 
ärmsten 50% der Bevölkerung erweiterten 
ihren Anteil am Gesamteinkommen um 0,7 
Prozentpunkte auf 14,2%, während der Anteil 
der reichsten 20% um einen Prozentpunkt auf 
61,5% im Jahr 2005 zurückging. Auch im 
Bildungsbereich wurden – bei allerdings leicht 
steigender Analphabetenrate – Fortschritte 
erzielt.  
 
Kritiker hingegen werfen der Regierung Schö-
nung der Wirtschafts- und Sozialbilanzen vor. 
So wurden beispielsweise Armuts- und Ar-
beitslosenrate nach englischem Vorbild durch 
Definitionsänderungen der Bemessungsgrund-
lagen gesenkt. 
 
Außenpolitik 
Trotz kritischer Stimmen sehen die Kolumbia-
ner ihr Land nicht außenpolitisch isoliert. 
Stärkster Partner und größter Zuwendungs-
empfänger der USA - wegen deren Antidro-
gen- und Antiterrorpolitik – im lateinamerika-
nischen Kontext zu sein, werde, trotz manch 
kritischer Rhetorik von Nachbarn, eher aner-
kannt als verdammt. In der Tat sind die wirt-
schaftlichen Beziehungen zu Venezuela stabil 
trotz vielfacher politischer und rhetorischer 
Angriffe dessen Präsidenten. Mit den pragma-
tischen Mitte-Links-Regierungen Michelle Ba-
chelet’s in Chile und Lula de Silva´s in Brasilien 
bestehen freundschaftliche Beziehungen. Fidel 
Castro leistete mehrfach Vermittlungsdienste 
in den Vorgesprächen mit der Guerilla ELN. 
Die Beziehungen zum südlichen Nachbarland 
Ecuador sind allerdings wegen kolumbiani-
scher Grenzoperationen im Guerilla- oder 
Drogenkrieg gespannt. Präsident Uribe, so 
fordern Analysten, möge erkennen, dass seine 
Sicherheitspolitik letztlich nur in enger Koope-
ration mit den lateinamerikanischen Nachbarn 
erfolgreich sein könne. Dies sei möglich, ohne 
die Zuwendung der USA aufs Spiel zu setzen. 
Beziehungen mit Asien und Europa sind weit-
gehend auf Wirtschaftsfragen beschränkt, 
obwohl Japan, die Europäische Union, Hol-
land, die Schweiz, Spanien, Deutschland und 
die skandinavischen Länder nicht unerhebliche 



Kooperationsanstrengungen zur Unterstüt-
zung kolumbianischer Postkonfliktpolitiken 
unternehmen. 
 
Sicherheitspolitik 
Alle Gewaltindikatoren gingen nach offiziel-
len Angaben zurück: Morde von 28.837 
(2002) auf 18.111 (2005), Entführungen von 
2.986 auf 800 (2005), Opfer von Massakern 
von 680 auf 252 (2005). Auch die Anzahl 
terroristischer Anschläge konnte von über 
1200 im Jahre 2003 um die Hälfte bis 2005 
gesenkt werden. 
 
Der Strom der im Land Vertriebenen hinge-
gen riss nicht ab. Wurden 2002 75.000 Men-
schen aus ihren Heimatorten vertrieben, waren 
es 2004 und 2005 jeweils ca. 50.000. Anga-
ben von Amnesty international zufolge sahen 
sich jedoch allein im Jahre 2005 310.000 
Menschen gezwungen, ihre Heimatorte zu 
verlassen. 
 
Amnesty international vermeldet auch einen 
erheblichen Anstieg der Meldungen von Hin-
richtungen (mindestens 100), die Armeeange-
hörigen zugeschrieben werden (ai Jahresbe-
richt 2005 Kolumbien). Die Armee stelle die 
Taten gelegentlich so dar, als seien die Opfer 
im Kampf getötete Guerilleros gewesen. Au-
ßerdem würden Zivilisten oft Opfer von 
rechtswidrigen Massenfestnahmen und Ver-
haftungen, die meist nur durch Aussagen 
bezahlter Informanten erfolgten. 

 
Es war eine trügerische Hoffnung, im groß 
angelegten „Plan Patriota“ die Guerilla FARC 
durch Operationen in ihren „Herz“- und Rück-
zugsgebieten nachhaltig militärisch zu schwä-
chen und Teilen ihrer Führungspersonen hab-
haft zu werden. Zwar wurden mehrere Depar-
temente, u.a. Cundinamarca, von den FARC 
„befreit“ und die wichtigsten Straßenwege 
wieder befahrbar, ohne Entführungsrisiken 
einzugehen. Die Guerilla musste sich zurück-
ziehen und wechselte wieder zu klassischen 
Guerillataktiken des Angriffs (meist auf zivile 
Personen) und Rückzugs. Sie konnte ihre mili-
tärischen Kapazitäten jedoch überwiegend 
bewahren. Ein von großen Teilen der Öffent-
lichkeit geforderter und von Frankreich, Spa-
nien und der Schweiz geförderter Austausch 
zwischen von der FARC Entführten und in 
Gefängnissen einsitzenden Guerilleros, „A-
cuerdo Humanitario / humanitäre Vereinba-
rung“ genannt, kam bisher nicht zu Stande. 
 

Mit der zweiten, schwächeren Guerilla, 
dem ELN wurden ab Ende 2005 Vorgespräche 
in Havanna begonnen. In einem von der Re-
gierung eingerichteten und von Garanten aus 
der Zivilgesellschaft mit Unterstützung von 
Spanien, der Schweiz und Norwegen betrie-
benen „Haus des Friedens / Casa de Paz“, 
konnten und können der freigehende ELN-
Comandante Francisco (Pacho) Galán und - 
während einer Woche - der derzeitige Chef 
des ELN, Comandante Antonio García, kaum 
eingeschränkt mit unterschiedlichen Vertretern 
der Zivilgesellschaft, Politikern der Opposition, 
aber auch der Regierung sprechen. 
 
Der Demobilisierungsprozess von ca. 
31.000 Paramilitärs seit 2003 ist der größte 
in der kolumbianischen Geschichte (EPL: 2520, 
M19: 900, CRS: 747 demobilisierte Guerilleros 
Anfang der 90er-Jahre) und auch international 
nicht unbedeutend (Guatemala 3.000, El Sal-
vador 11.000, Nicaragua 23.000, Mozambi-
que 80.000, Liberia 103.000 Demobilisierte). 
Der Prozess unterscheidet sich von vergleich-
baren Transitionsprozessen dadurch, dass er 
nicht in einer Postkonfliktphase sondern im 
„Krieg“ stattfindet und nur für einen der be-
waffneten Akteure gelten kann. Das dominan-
te Paradigma der Regierung war daher das der 
nationalen Sicherheit im Blick auf eine zukünf-
tige Opferreduktion und weniger das von 
Wiedergutmachung, Wahrheitsfindung und 
Versöhnung wie in anderen international be-
kannten Prozessen, die meist in Postkonflikt-
phasen unter starker Beteiligung der internati-
onalen Gemeinschaft stattfanden. Diese Be-
sonderheiten des kolumbianischen Prozesses 
sind für einen Großteil nationaler und interna-
tionaler Kritik und Skepsis verantwortlich. 
 
Obwohl die Paramilitärs zu Beginn des Prozes-
ses eine ähnliche Behandlung wie früher rein-
tegrierte Guerillagruppen mit gänzlicher Am-
nestie erhofft hatten und obwohl sie – anders 
als die genannten Guerillagruppierungen – 
militärisch keineswegs besiegt waren, führten 
mehrere Faktoren zum Prozesserfolg: Vertrau-
en in die „starke Hand“ Uribes gegenüber den 
FARC, das Wissen um ihre eigene militärische 
Überdehnung und deren Kosten, Angst vor 
einer Auslieferung in die USA wegen ihrer 
Drogenfinanzierung und Hoffnung darauf, 
dass ihnen das im Juli 2005 verabschiedete 
Gesetz „Gerechtigkeit und Frieden“ nicht allzu 
hohe Strafen, Geständnisse und Reparationen 
gegenüber den Opfern abverlange. Die Zahl 
der im Demobilisierungsprozess abgegebenen 
Waffen ist zwar ungenügend, liegt aber mit 
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einem Waffen-Mann-Verhältnis von 56% im 
internationalen und nationalen Mittelfeld (M 
19: 31%, EPL: 67%, Liberia: 26%, Mozambi-
que : 58%, Guatemala: 61%). 
 
 
5. Herausforderungen 2006 – 2010: vor 
der Quadratur des Kreises? 
Kolumbien wird zum ersten Mal eine achtjäh-
rige Amtszeit eines Präsidenten erleben. Seine 
zu lösenden Aufgaben bedürfen einer starken 
Exekutive. Allerdings einer, die das fragile 
System von Checks und Balances des politi-
schen Systems respektiert. Wird Präsident 
Uribe der Versuchung widerstehen können, 
seinen Wahltriumph zu „Gleichschaltungsakti-
onen“ zu missbrauchen, indem er die von 
seiner Wiederwahl eröffneten Möglichkeiten 
nutzt, um den Rechnungshof, die Procuraduria 
(Instanz zur juristischen Untersuchung der 
Staatstätigkeit), die Zentralbank, das Verfas-
sungsgericht oder den Fernsehrat ausschließ-
lich mit seinen Leuten zu besetzen? Wird er 
seine Stärke dazu nutzen, seine Wirtschafts-, 
Sozial- und Sicherheitspolitik durch Angebote 
an die Opposition von einer Regierungs- zu 
einer nationalen Politik werden zu lassen? In 
seiner ersten Rede nach der Wahl bekannte 
sich der Präsident ausdrücklich zum Pluralis-
mus und zur möglichen Kooperation mit sei-
nen politischen Konkurrenten. 
 
Wirtschafts- und Sozialpolitik 
Präsident Uribe kündigte an, ein Schwerpunkt 
seiner Politik werde die Verbesserung der sozi-
alen Lage der kolumbianischen Bevölkerung 
sein. Sollen die sicherheitspolitischen Ausga-
ben nicht sinken und die Auslandsverschul-
dung nicht erheblich gesteigert werden, be-
darf es hierfür geringerer Staatsausgaben an 
anderer Stelle bzw. höherer interner 
Staatseinnahmen. Eine seit Jahren beabsichtig-
te Steuerreform, die wettbewerbs- und Ein-
nahmen fördernd wirken soll, ist daher beab-
sichtigt. Weitere Bedingungen sind steigende 
Investitionen, Exporte und Wachstum. Die 
Regierung verspricht sich starke Impulse vom 
verhandelten aber noch nicht verabschiedeten 
Freihandelsabkommen (TLC) mit den USA und 
geplanten mit Mittelamerika und anderen 
südamerikanischen Ländern. Die Verabschie-
dung des TLC trotz heftiger Kritiken von Ex-
perten und Lobbys oder aber seine Neuver-
handlung mit den USA ist eine dritte, schwie-
rige Aufgabe. Abwendung negativer Folgen 
des angekündigten Austritts Venezuelas, Ko-
lumbiens wichtigstem Handelspartner in der 
Region, aus Andenpakt und G3 (Mexiko, Ve-

nezuela, Kolumbien) eine weitere. Zudem sind 
eine Reform des Finanzsektors und große Inf-
rastrukturprojekte geplant.  
 
Reorientierung des Krieges gegen Drogen 
Die aus der Illegalität des Drogenbusiness, -
herstellung und –verkauf bezogenen Renten 
sind der Treibstoff für die Dynamik der Akteu-
re des bewaffneten Konflikts. Zwischen dem 
Jahr 2000, dem Auflagedatum des Plan Co-
lombia und 2005 überwies Washington ca. 4 
Milliarden Dollar nach Kolumbien, 75% davon 
für die Stärkung von Militär und Polizei und 
erhöhte seine Präsenz im Lande auf ca. 800 
Soldaten und 600 Vertreter privater Sicher-
heitsfirmen. Kolumbien erhält damit die viert-
größten US-Zuwendungen mit der drittgröß-
ten US-Botschaft weltweit. Zwischen 1990 
und 2004 wurden 186.000 Kolumbianer im 
Lande wegen Drogenhandels festgenommen, 
in der Regierungszeit Uribes 304 Kolumbianer 
und 11 Ausländer in die USA ausgeliefert. 
Allein im Jahre 2005 wurden etwa 170.000 ha 
Anbaufläche besprüht oder manuell zerstört.  
 
Dennoch scheint – nach letzten UN- und US-
Untersuchungen – die Anbaufläche im Jahre 
2005 nicht mehr zurückgegangen, sondern 
eher gewachsen zu sein. In einer im Februar 
veröffentlichten Studie weisen mehrere Auto-
ren, darunter der Wirtschaftsnobelpreisträger 
von 1992, Garry S. Becker, nach, dass einer 
der wesentlichsten Effekte der Illegalität von 
Drogen eine Steigerung der Risikoprämie für 
Drogenhändler ist. Eine Legalisierung der Dro-
gen verbunden mit hoher Konsumbesteuerung 
habe eine mindestens gleich hohe präventive 
Wirkung wie der derzeitige – wirkungslose – 
Drogenkrieg, allerdings ohne die negativen 
Folgewirkungen und enormen Kosten, die 
heute mit dem illegalen Drogenhandel, seinen 
kriminellen Kollateralschäden und den Kosten 
seiner Verfolgung verbunden seien. Angesichts 
der Ineffektivität des bisherigen Drogenkriegs 
mit seiner, letztlich im Interesse der Drogen-
händler liegenden Wirkung der Preissteige-
rung, scheint eine Reorientierung der Antidro-
genpolitik, die allerdings ohne Zustimmung 
der USA nicht möglich sein wird, notwendig.  
 
Ohne die Verringerung der gewaltigen Ren-
tenchancen wird es kaum möglich sein, waf-
fengeschulte, demobilisierte Paras oder auch 
Guerilleros davon abzuhalten, ins lukrative 
Drogenbusiness, nun auf privater Basis, umzu-
steigen. 
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Vollendung des Prozesses mit den Parami-
litärs 
Die bisher beklagte Improvisation, zumindest 
in den Wiedereingliederungsanstrengungen 
der Ex-Kämpfer, muss durch eine durchdachte 
Strategie ersetzt werden, die mindestens fol-
gende Kriterien erfüllt: Nicht-Transformation 
(in Kriminelle verschiedener Ausprägungen), 
Nichtreproduktion, Wiedergutmachung für 
und – auf mittlere Sicht – Versöhnung mit 
ihren Opfern. Eine solche Strategie hätte nicht 
nur zwischen paramilitärischen Führern und 
ihren Truppen, ihren Opfern und der Gesell-
schaft zu unterscheiden, sondern in besonde-
rer Weise auch Aufbauprogramme und solche 
der Durchsetzung staatlicher Institutionen in 
den vorher von den Paramilitärs beherrschten 
Regionen zu entwickeln. Letzteres, um Chan-
cen zu geben, die wirtschaftlichen und politi-
schen Machtstrukturen der Paras zu zerschla-
gen aber auch, um die Regionen vor erneutem 
Einsickern der Guerilla zu schützen. In Zukunft 
wird weniger die Regierung als der Justizappa-
rat beim Versuch der juristischen Aufklärung 
der Paraverbrechen und ihrer Verurteilung auf 
die Probe gestellt, später die eingesetzte 
„Kommission für Wiedergutmachung und 
Versöhnung“ (CNRR). Wenn ihre – im kolum-
bianischen Kontext eines weiterlaufenden 
Konfliktes – schwierige Arbeit zu Verurteilun-
gen, wesentlichen Geständnissen von Tätern, 
Rückgabe illegal beschaffter Besitztümer und 
Werte, materieller und symbolischer Wieder-
gutmachung der Opfer in den nächsten Jahren 
führen wird, eröffnet sich die Chance eines 
Prozesserfolges. Selbst wenn das Strafmaß für 
verurteilte Täter, dem kolumbianischen gesell-
schaftspolitischen Kontext und Gesetz ent-
sprechend, zu gering ausfällt. Die besondere 
Bedeutung einer erfolgreichen Reintegration 
ehemaliger Parakämpfer für eine – im Unter-
schied beispielsweise zu El Salvador oder Gua-
temala – gewaltarme Postkonflikt-Phase 
scheint von der Regierung erkannt worden zu 
sein. Vertraute des Präsidenten sprechen von 
der Absicht, ein eigenes Ministerium oder ein 
Hochkommissariat zwecks Koordination der 
bisher verstreuten Aktivitäten mit der Integra-
tionsaufgabe zu befassen. Pilotprojekte zur 
wirtschaftlichen Integration, in denen Ex-
Parakämpfer mit Vertriebenen und Armen aus 
der jeweiligen Gemeinde zusammen ihre wirt-
schaftliche Zukunft gestalten sollen, sind auf-
gelegt. Experten empfehlen, die Hierarchieket-
ten der paramilitärischen Truppen auch im 
Reintegrationsprozess zu nutzen. Ressenti-
ments und Rachegefühle der Opfer müssen 
angesprochen und offen gelegt werden. 

Durch großzügige Wiedergutmachung der 
Opfer ist auch im Hinblick auf die Rekrutie-
rungsmöglichkeiten der FARC der Eindruck zu 
vermeiden, nur Täter- oder ehemaliges Täter-
sein bewirke Aufmerksamkeit und produktive 
Zuwendung. 
 
Guerilla: Verhandlungserfolg mit dem 
ELN, humanitäre Vereinbarung plus Ver-
handlungsbeginn mit den FARC 
Einer der bekanntesten Konfliktanalytiker des 
Landes empfahl den kolumbianischen Regie-
rungen schon vor Jahren, gegenüber der Gue-
rilla eine Doppelstrategie anzuwenden: Sie 
seien zu bekämpfen wie drogenfinanzierte 
Terrorgruppen, zugleich sei aber mit ihnen 
Verhandlungen zu suchen wie mit Parteien 
unter Waffen. Im radikalen Widerspruch zu 
seinen früheren Positionen kündigte Präsident 
Uribe vor den Wahlen an, er wolle auch mit 
den FARC verhandeln. Er billigte ihnen damit 
„politischen Status“ zu. Dazu sei er sogar 
bereit, den Sicherheitswünschen der Guerilla 
folgend, eine entmilitarisierte Verhandlungs-
zone einzuräumen. Beide Guerilla-
Gruppierungen haben trotz ihrer teilweisen 
Drogenfinanzierung und ihrer terroristischen 
Aktivitäten im Kern einen politischen An-
spruch. Daher werden sie, falls sie zwar ge-
schwächt aber unbesiegt in Verhandlungen 
gehen, nicht dem Modell der Paramilitärs fol-
gen und sich ohne weitere politische Forde-
rungen dem Gesetz unterwerfen bzw. sich 
reintegrieren.  
Die Vorverhandlungen mit dem ELN in Kuba 
gelten vielen als chancenreich. Manche glau-
ben, schon in den Kommunal- und Regional-
wahlen Ende 2007 könnten, im Falle einer 
garantierten Finanzierung des ELN-Apparats, 
z.B. durch die Internationale Gemeinschaft, die 
Waffen ruhen und der ELN indirekt Kandida-
ten unterstützen. Andere sehen die Aussichten 
skeptischer: Solle die Guerilla unter dem Man-
tel verzögerter Verhandlungen in Wirklichkeit 
eine jahrelange Kampagne zwecks Wiederge-
winnung politischer Legitimität planen, so 
könne die Regierung dies nicht hinnehmen 
und werde militärische Wege suchen müssen. 
Ob seriöse Verhandlungsangebote an die 
FARC mittelfristig Erfolg haben, muss mangels 
Kenntnis deren Motivationen und in Erinne-
rung an ihr Verhalten während der Verhand-
lungsperiode des früheren Präsidenten Pastra-
na unklar bleiben. Da die FARC in ihrer Essenz 
eine militärische bis militaristische Organisation 
sind, werden für ihre Verhandlungsentschei-
dung militärische Schwäche- bzw. Stärkekal-
küle eine besondere Rolle spielen. Es scheint 
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unwahrscheinlich, dass – selbst bei erneuter, 
erheblicher Verstärkung der kolumbianischen 
Truppen – eine wesentliche Schwächung der 
FARC-Kapazitäten erzielbar ist. Es heißt, die 
Regierung habe einen stabilen „back channel“ 
zur FARC-Spitze. Wahrscheinlich wird der 
Abschluss einer humanitären Vereinbarung 
Vorbedingung für einen Gesprächsbeginn mit 
der Guerilla FARC sein.  Ein „acuerdo humani-
tario“ könnte rasch erfolgen, da sich die FARC 
davon einen Imagegewinn versprechen und da 
ihr die Bewachung und Verschiebung ihrer 
geschätzten 600 bis 1000 Entführten zu auf-
wändig geworden ist. 
 
Schutz der Menschenrechte und Vertrie-
bener 
Die größte humanitäre Herausforderung der 
Regierung wird in den nächsten Jahren die 
Linderung der Tragödie der intern Vertriebe-
nen im Lande sein. Offizielle Angaben spre-
chen von 4,4% der kolumbianischen Bevölke-
rung und 1.765.616 Vertriebenen im Februar 
2006. Inoffizielle Schätzungen gehen von 
annähernd 3 Millionen Vertriebenen aus. Nach 
bald vier Jahren Regierungszeit sind die 
hauptbetroffenen Zonen und Departements 
des Landes dieselben geblieben: Choco, Pu-
tumayo, Caqueta, Guaviare, Sucre. In den 
letzten Jahren wurden stärker kollektive Land-
besitzer, also indigene und afrokolumbianische 
Bevölkerungsgruppen, von den Vertreibungen 
betroffen. Während der Demobilisierungspro-
zess der Paras bisher Gewaltraten gesenkt hat, 
hatte er kaum Auswirkung auf die – meist 
ökonomisch motivierten - Vertreibungsaktio-
nen.  
Zur Linderung dieser menschlichen Tragödien 
ist eine massive Hilfe der internationalen Ge-

meinschaft von Nöten. Ebenso wie in allen 
benannten Folgeproblematiken des Demobili-
sierungsprozesses der Paramilitärs oder den 
Aufgaben der Kommission für Wiedergutma-
chung und Versöhnung (CNRR). Dies auch, da 
die internationale Gemeinschaft wegen des 
Drogenkonsums in ihren Bevölkerungen die 
Dramen des kolumbianischen Konfliktes und 
seiner menschlichen Folgewirkungen mitver-
antwortet.  
 
Präsident Uribe kann solche Unterstützung 
fördern, indem er interne und externe Verbes-
serungsvorschläge und Kritiken ernster nimmt 
als zu Beginn seiner ersten Amtszeit. Sein ü-
berwältigender Wahlsieg gibt ihm die Chance, 
seine Zielsetzungen von einem Regierungs- zu 
einem nationalen Projekt werden zu lassen.  
 
Die gelegentlich vertretene These, im Namen 
von Recht und Moral sollten der Prozess mit 
den Paramilitärs und das ihn regelnde Gesetz, 
ebenso wie die zukünftige Arbeit der Kommis-
sion CNRR als in sich falsch, Straflosigkeit för-
dernd und verlogen nicht unterstützt werden, 
scheint angesichts der täglichen Tragödien der 
Vertriebenen und im Blick auf die mögliche 
Verringerung zukünftiger Opfer, obwohl im 
Namen humanitärer Vorgaben und politischer 
Moral vorgetragen, weder humanitär noch 
moralisch oder vernünftig. Dies obwohl solche 
These durch Erfahrungen mit Eliten bestimm-
ter Landesregionen legitimierbar erscheint. 
Hier liegt eine weitere Aufgabe des Uribe-
Teams: die Kontrolle von und wenn nötig 
Distanz zu regionalen Eliten, die im Namen des 
„Uribismo“ ihren eigenen dunklen Interessen 
folgen. 
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